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Erreichte Ziele
Änderungen des Autonomiestatuts
· Ausschließliche Zuständigkeit des Landes im Bereich der Lokalsteuern (GIS) und der Lokalfinanzen (Staatsgesetz 2014)

· Neue Finanzregelung für autonome Provinzen (Staatsgesetz 2015) abgesichert durch Notentausch zwischen dem österreichischen Bundeskanzler Werner Faymann und Ministerpräsident Matteo Renzi

Durchführungsbestimmungen
· Abschaffung des Vorkaufsrechts für Schutzhüttenpächter (gesetzesvertretendes Dekret 76/2015)

· Anpassung der Sprachgruppenzugehörigkeitserklärung (gesetzesvertretendes Dekret 75/2015)

· Übertragung der Verwaltungszuständigkeiten für den Stilfserjoch Nationalpark (gesetzesvertretendes Dekret 14/2016)

· Verkehrsbeschränkungen auf den Dolomitenpässen (gesetzesvertretendes Dekret 46/2016)

· Anpassung der Geschäftsordnung des Rechnungshof (gesetzesvertretendes Dekret 43/2016)

· Übertragung der Zuständigkeiten für das Verwaltungspersonal der Sektion Bozen des Regionalen Verwaltungsgerichts (gesetzesvertretendes Dekret 51/2016)

· Neues Vergabegesetz (Zustimmung des Ministerrates) 

Verringerung der Rechtsstreitigkeiten
Im Jahr 2016 wurden nur fünf Prozent der Regional- und Landesgesetze von der Regierung angefochten  (unter der Regierung Monti waren es 18 %)

Staatsgesetze
· Wahlgesetz mit viertem Wahlkreis für Südtirol (Staatsgesetz 52/2015)

· Einrichtung einer Sektion für Unternehmensverfahren beim Landesgericht Bozen (Staatsgesetz 9/2014)

· Absicherung für KlimaHaus (Staatsgesetz 90/2013)
· “La Buona Scuola”: Übertragung neuer Zuständigkeiten zur Anerkennung im Ausland erworbener Studientitel, Ordnung der Zugangsverfahren und Ausbildung des Lehrpersonals (Staatsgesetz 107/2015)

· Absicherung der Zuständigkeiten des Landesforstkorps (Staatsgesetz 124/2015)

· RAI-Südtirol-Konvention und Finanzierung des RAI-Sitzes in Bozen (Staatsgesetz 220/2015)

· Steuerbefreiung für Studienstipendien des Landes Südtirol  (Staatsgesetz 2016)

· Steuererleichterungen für Geschlossene Höfe und für die Grundzusammenlegungen (Staatsgesetz 2016)

· Anhebung der Bargeldzahlungen auf 3.000 Euro (Staatsgesetz 2016)

· Wertschöpfungssteuer-IRAP-Absetzbarkeit auch für saisonale Arbeitskräfte (Staatsgesetz 2016)

· Absicherung des Kreditgenossenschaftswesens (Staatsgesetz 76/2016)


Verfassungsreform
· Je zwei Vertreter/-innen für Südtirol und das Trentino im neuen Senat
· Schutzklausel: Absatz V der Verfassungsreform kommt nicht automatisch zur Anwendung, Reform des Autonomiestatuts erst nach Einvernehmen mit den Ländern
· Einführung der offizielle Bezeichnung “Autonome Provinz Bozen – Südtirol”

· Vereinfachtes Verfahren für die Übertragung primärer Gesetzgebungsbefugnisse im Umweltbereich auch für die Regionen mit Sonderstatut (Art.116 Komma 3)

Autobahnkonzession an rein öffentliche Gesellschaft (Staatsgesetz 11 / 2016)
· Querfinanzierung für Brennerbasistunnel und Zulaufstrecken 
· Investitionen in Bauvorhaben  
· Investitionen In Umweltmaßnahmen
· Steuerung der Tarifpolitik um die Verkehrsverlagerung von Straße auf Schiene zu fördern
Programm 2016-2017
Referendum über die Verfassungsreform 2016
Änderung des Autonomiestatuts im Hinblick auf die Ladinerthemen
· Verfassungsgesetzentwurf 56 Alfreider: Änderung des Autonomiestatuts der Region Trentino-Alto Adige/Südtirol im Hinblick auf den Schutz der ladinischen Minderheit in Südtirol  (Zustimmendes Gutachten der autonomen Provinzen Bozen und Trient – in Kürze Weiterbehandlung im Verfassungsausschuss der Kammer) 

Durchführungsbestimmungen
· Handel  (Zustimmendes Gutachten des Ministeriums für wirtschaftliche Entwicklung – liegt zur Genehmigung im Ministerrat)

· Regelung der Jagd in den Naturparks und Ausnahmeregelung für jagbare Arten (Zustimmendes Gutachten des Ministeriums für wirtschaftliche Entwicklung – liegt zur Genehmigung im Ministerrat)
· Dreisprachigkeit in den ladinischen Schulen (Zustimmendes Gutachten des Unterrichtsministeriums und des Ministeriums für wirtschaftliche Entwicklung -  nach Begutachtung durch die paritätische Kommission Übermittlung an den Ministerrat) 

· Übertragung von Zuständigkeiten für die Verwaltung und das Personal des Gerichts
· Übertragung von Zuständigkeiten für die Verwaltung und das Personal der Agentur für Einnahmen
· Ortsnamengebung
· Raumordnung (Abstandsregelungen)

· Verträge der öffentlichen Verwaltung

